
       

 

 

 

Anstieg von LSBTI-feindlicher Hasskriminalität   
LSVD fordert Bund-Länder-Programm / Innenministerien müssen endlich handeln 
 
Laut Bundesinnenministerium wurden im ersten Halbjahr 2019 bereits 245 Fälle von 
Hasskriminalität gegen die sexuelle Orientierung erfasst, davon 54 Gewaltdelikte. Im 
gesamten 2018 waren es 351 erfasste Fälle. Dazu erklärt Helmut Metzner, Sprecher 
des Lesben- und Schwulenverbandes (LSVD):  
 
Der deutliche Anstieg in der Statistik zeigt, dass homophobe und transfeindliche 
Hasskriminalität in Deutschland zum Alltag gehören. Dabei geben die in der Statistik 
aufgeführten Fälle wegen unzureichender Erfassungsmethoden nur einen Bruchteil 
der realen Hasskriminalität gegen LSBTI wieder. Auch Angriffe auf Gedenkorte, wie 
das Denkmal für die Nationalsozialismus verfolgten Homosexuellen, haben 
zugenommen. Der Lesben- und Schwulenverband (LSVD) fordert ein umfassendes 
Bund-Länder-Programm gegen homophobe und transfeindliche Gewalt inklusive 
Präventionsmaßnahmen und konsequenter Strafverfolgung.  
 
Die bisherige Ignoranz in den Innenministerien von Bund und vielen Ländern muss ein 
Ende haben. Homophobie und Transfeindlichkeit müssen in allen Aktionsplänen und 
Programmen zur Gewaltprävention ausdrücklich berücksichtigt werden. Es müssen 
endlich effektive Maßnahmen für Prävention, Erfassung und Strafverfolgung auf den 
Weg gebracht werden. Opferhilfe-Einrichtungen müssen ausreichend unterstützt 
werden. Länder und Kommunen müssen die Arbeit von LSBTI-Anti-Gewalt-Projekten 
angemessen fördern. 
 
In den Bestimmungen zur Hasskriminalität, die 2015 in das Strafgesetzbuch 
eingeführt wurden, müssen ausdrücklich auch LSBTI-feindliche Motive benannt 
werden. Denn alle Erfahrung zeigt: Wenn homophobe und transfeindliche 
Hasskriminalität nicht ausdrücklich im Gesetz benannt ist, werden diese Motive in der 
Praxis der polizeilichen und staatsanwaltlichen Ermittlungen und damit auch bei der 
Strafzumessung kaum Beachtung finden. 
 
Hintergrund 
Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage „Behördlicher Umgang mit 
Hasskriminalität gegen LSBTIQ“ von Doris Achelwilm, Abgeordnete der 
Bundestagsfraktion Die Linke (BT-Drucksache 19/12934) 
https://www.documentcloud.org/documents/6428996-Hasskriminalita-T-Lsbtiq-
Achelwilm-Linksfraktion.html#document/p19 
 
Sowie schriftliche Frage von Sven Lehmann, Abgeordneter von Bündnis 90/Die 
Grünen, https://www.sven-lehmann.eu/presse/deutliche-zunahme-von-anschlaegen-
auf-gedenkstaetten-und-orte-fuer-lsbti/ 
 
 
 
Der Lesben- und Schwulenverband (LSVD) ist ein Bürgerrechtsverband und vertritt 
Interessen und Belange von Lesben, Schwulen, Bisexuellen, trans- und 
intergeschlechtlichen Menschen (LSBTI). Menschenrechte, Vielfalt und Respekt – wir 
wollen, dass LSBTI als selbstverständlicher Teil gesellschaftlicher Normalität akzeptiert 
und anerkannt werden. 
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